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0IE GEMEINSAME, ABER DIFFERENZIERTE 

VERANTWORTLICHKEIT VON INDUSTRIESTAATEN UNO 

ENTWICKLUNGSLÃNDERN FÜR DEN KLIMASCHUTZ1 

Bernardo Becker Fontana2 

I. EINLEITUNG 

The most important thing we have to understand about the developing world tight now - we are talking 

about the big developing countties like ChÍna, India, Brazjl - is that thry are not going to btfY in to ª'!Y 
resttictions on their groivth based on limiting their C02 emissions. Thry are not going to do that. TPe can argue 

about global warming, within till blowing the face, but thry are coming back to us - very understandab!J; It ú 
going to be said· "Oh, wait a minute! I get it:you g1!)/s got to gro1v dir!J and nowyou are telling us we get to groiv 

clean? Sorry, that isjust not on!" And so it is a practical matter: it is not on. 

([homas Ftiedman, The P01ver of Green, Interview to The New York Times Magazine, 
15.04.2007) 

Die vorhegende Arbeit behandelt das K.onzept der gemeinsamen, aber differenzierten 

Verantwortlichkeit von Industriestaaten und Entwicklungslandern für den Schutz des 

globalen !<limas. Dieses Konzept sucht im Rahmen der Intemationalen Gemeinschaft 

Entwicklungsziele und Umweltschutz miteinander zu verbinden und liegt den aktuellsten 

internationalen Instrumenten zum I<limaschutz zugrunde. Es verlangt von den 

lndustriestaaten, dass diese die Fühnmg bei der Umwelterhaltungübemehmen. Das· Konzept 

hat im Laufe der 90er J ahre die Anerkennung der Staatengemeinschaft gewonnen und ist in 

unterschiedliche Verpflichtungen für jede Staatengruppe übersetzt worden. 

Das Konzept der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit wird 

zunachst ausgehend vom wissenschaftlichen Nachweis der globalen Erwarmungund von 

der Schwierigkeit eines gemeinsamen intemationalen Einsatzes gegen den I<limawandel 

dargestellt. _AnschlieBend werden die rechthchen Begründungsansatze dieses Konzepts naher 

erlautert. Sodann werden der Niederschlag des Konzepts im Kyoto-Protokoll und die sich 

daraus ergebenden Verpflichtungen thematisiert. AbschlieBend wird zu fragen sein, ob und 

unter welchen Umstanden die lmplementierung des Konzepts der gemeinsamen, aber 

unterschiedlichen Verantworthchkeit tatsachlich zu einem effektiven I<limaschutz beitragen 

kann. 

1 Im Seminar zum intemationalen Klimaschutzregime der Juristischen Fakultat der Justus-Líebig-Universitat GieBen wahrend 

des Sommersemesters 2007_ Ich danke ganz besonders Herm Jan Peter Schmidt für die Korrekturen 1md stiindige Hilfe 
2 Graduando em Direito pela Universidade Federal do Rio Grru~de do Sul_ Bolsista do programa CAPES-UNIBRAL/D,-\.,\D 

entre Outubro de 2006 e Setembro de 2007 na Universidade de Giessen, RFA O autor agradece à Faculdade de Direito da 

UFRGS, na pessoa da Profa_ Claudia Lima Marques, pela orientação e constante presteza, e à Justus-L1ebig-Universitat GieBen, 

na pessoa dos Prol.essores Christoph Benicke e Thilo Maraul111_ Um agradecimento especial à Coordenação de Aperfeiçoamento 

de Pessoal de Nivel Superior (CAPES), pelo apoio e pela confia11ça depositada 
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II. DER KLIMA W ANDEL AUS WISSENSCHAFTLICHER SICHT 

Bekannte und sich immer wiederholende Meinungen von einigen \Vissenschaftlem, 

die das Thema der globalen Erwarmung und deren Verursachung durch die Menschheit mit 

Zweifel bzw. Skepzis betrachten, sind mit dem heutigen Stand der Wissenschaft nicht mehr 
vereinbar.3 

1. Wissenschaftlicher N achweis des anthropogenen Anteils am Klimawandel und 
dessen Gefahren 

Die Z wischens taatliche Sachvers tandigungs gruppe über I<limaanderungen 

(Intergovernmental Pane! on Climate Change, nachstehend genannt IPCC), welche im Jahr 1988 

vom United Nations Environment Programme (UNEP) und von der World 1Weteorological 
Organization (WMO) ins Leben gerufen wurde, ist momentan dabei, seinen vierten 

Wissensstandsbericht (Assessment R_eport) zur I<limaanderung zu veroffentlichen4• Anhand 

der drei schon in diesem Jahr herausgegeben Teilbanden besteht kein Zweifel mehr daran, 

dass das Erdklima sich derzeit andert. Die globale Erwarmung (circa 0,74ºC durchschnittlich 

in den letzten 100 J ahren) und der Meeresspiegelanstieg haben sich beschleunigt, ebenso wie 

das Abschmelzen der Gletscher und Eiskappen5
• Nach dem Bericht gilt es als gesicherte 

Erkenntnis, dass sich das I<lima seit 1750 im weltweiten Durchschnitt durch menschliches 

Handeln erwarmt hat, vor allem durch den fossilen Brennstoffverbrauch, die Landwirtschaft 

und eine geanderte Landnutzung. Das heutige Niveau der Treibhausgase (fHG bzw. GHG, 

greenhouse gases) 6, liegt deutlich hoher als das natürliche Niveau in den letzten 650.000 Jahren7• 

Regionale Klimamuster andem sich und extreme Wetterereignisse (wie Hitzwellen,-Dürren 
und heftige Niederschlage) sind haufiger geworden.8 

3 
Uber die skeptics o/ anthropqgemcg!oba! 1rammzgsiehe Childs, David W, TI1e unresolved debates that scorched Kyoto: an a11alytical 

Framework. U11ivers1ty of Miami Intemational a11d Comparative Law Review 13 233, 2005, S.241ff Siehe auch TI1e New York 

Times, "Feel Good vs. Do Good on Climate", by John Tierney, 11 _09.2007 ~1ttp / /wwwnytimes.com/) 
4 

Nach den drei schon veroffentlichten Berichten :ms den Jal1re11 1990, 1995, 2001)-Jeder Sachstandsbencht besteht aus vier 

Teilen 1) Wissenschaftliche Grundlagen (Pl?)szcal Sczence Baszs), 2) Auswirkungen, Anpassung a11d Verwundbarkeit (Impacts 

Adaptatwn and Vu!nerabzlzt;); 3) Verminderung (Mitzgatwn); 4) Synthesebericht (Syitheszs Report). Die ersten drei T~ile ,vurden 

schon dieses Jalu herausgegeben, und der Synthesebericht des vierten IPCC-Sachsta11dsbenchts, der die Aussagen der drei 

Teilbinde zu sechs TI1emenbereiche11 zusa111111enfassen wird, sol! erst im N ovember 2007 verabschiedet werden 

; A 2040 or sooner; rathe-r 

tha11 m 2070 as ear!ter predzcted (Halvorssen, Anita M __ "Common, but Differentiated Comrrutments in the Future Climate 

Change Regime --Amending the Kyoto Protocol to include A1111ex C and the i\nnex C Mitigation Ftmd", in: Colorado J o urna! 

of International Environmental Law and Policy 18 (2007), S_ 248)_ Siehe auch Reuters, "Arctic sea route opens as ice melts", 
15 09.2007, 548amEDT, (http / /www.reuters.com/) 

6 
Liste der Treibhausgase nach Anhang Ades Kyoto-Protokolls Carbon dw.·,:zde (C02), Methane (CH4), N1trous oxzde (N20j, 

Ffylrojluorocarbons (HFCs), Peifluorocarbons (PPCs}, Su!phurhexefluonde (SFG) 
7 

Zwischen 1970 und 2004 sind die globalen TI--IG-Emissionen tun 70%, zwischen l 990 und 200,( tun 24º/c, gestiegen Der AusstoB 

von Kohlendioxid (C02), das qua11titativ bedeutendste 11--IG, stiegvon 1970 bis 2004 um 80% (1990 bis 2004: 28º/J), IPCC 2007: 

Zusanm1enfasstmg für politische Entscheidungstriiger ln Klimaiinderung 2007: Verminderung des Klimawandels_ Beitrag 

der Arbeitsgruppe III zum Vierten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaiinderung (IPCC), B 

Metz, O_R Davidson, PR Bosch, R Dave, LA_ Meyer, Eds, Cambridge University Press, Cambridge, United Kingdom und 

New York, USA Deutsche Übersetzung durch ProClim-, osterreichisches Umweltbundesamt, deutsche IPCC­
Koordinationsstelle, Bem/Wien/Berlin, 2007, V gl. hierzu Kellersma1111, S. 135 / 136 

8 
IPCC 2007: Zusa111111enfassung für politische Entscheidungstriiger ln Klimaiinderung 2007: Wissenschaftliche Grundlagen 

Beitrag der Arbeitsgruppe I z1un Vierten Sachsta11dsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaiinderung (IPCC), 
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Im Vergleich zu den früheren Berichten haben sich die Aussagen betreffend des 
menschlichen Anteils an den beobachteten Klimaanderungen jetzt verstarkt: Wahrend es im 
dritten Wissenstandsbericht hieB, dass die anthropogen bedingten THG-Zuwachse9 

,,wahrscheinlich" die Ursache für die beobachteten globalen Temperaturerhóhung in der 
zweiten Halfte des 20. J ahrhunderts seien, heifü es im 2007 ,,sehr wahrscheinlich". 10 

Der IPCC ist aber nicht der einzige Bericht, der sich mit den Ursachen und den 
Folgen der I<Jimaanderung als Konsequenz der menschlichen .Aktivitat auf der Erde 
beschaftigt und diese wahmimmt: Auch der Stern Review zum wirtschaftlichen Aspekt des 
I<Jimawandels, welcher vor einigen Monaten in England veróffentlicht wurde, weis t darauf 
hin, dass die globale Erwarmung emst genommen werden solle, und dass die Konsequenzen 
des ~-\ns teigen der Temperatur das Le ben auf diesem Planet bedrohe. 11 

Solche menschlichen Eingriffe indas I<Jimasystem, welche viele physikalische und 
biologische Systeme bereits spürbar beeinflussen, haben als absehbare Folge eine 
Überforderung aller natürlichen Systeme, um sich an die Wirkungen der Erwarmung 
anzupassen. Am Ende sei ein so starker ,,irreversible atmosphen"c harm" zu erwarten, dass die 
heutige menschliche Lebensweise auf der Erde beeintrachtigt werde. 12 

2. Die Notwendigkeit klimaschutzbezogener MaBnahmen 

Ein solch abschreckendes, aber zur Zeit vorstellbares Szenario betont die Dringlichkeit 
eines wirksamen I<Jimaschutzes bzw. einer Verminderung des I<Jimawandels. N ach 
Auffassung der Wissenschaft konnen diese Ziele durch engagierte MaBnahmen zur 
Emissionsminderung von THG gefordert werden. Um die durchschnittliche 
Temperaturerhóhung auf 2°C gegenüber der vorindustriellen Zeit begrenzen zu kónnen, 
müsste das Wachstum der Emissionen innerhalb der kommenden 15 Jahre gestoppt und 
bis 2050 der EmissionsausstoB um 50-80% gegenüber heute gesenkt werden. 13 

· 

Solomon, S., D. Qin, M. Manning, Z Chen, M. Marquis, K.B. Averyt, MTignor und H.L. Miller, Eds., Cambridge University 
Press, Cambridge, United Kingdom und New York, NY, USA. Deutsche Übersetzung durch ProClim-, éisterreichisches 
Umweltbundesamt, deutsche IPCC-Koordinationsstelle, Bern/Wien/Berlin, 2007 

9 Quellen der Emissionen, nach Anhang Ades Kyoto-Protokolls: Energy (fue! combustwn andfugLfne em1sswnsfn;,n1fuels), Industnal 

Processes, S olient and other product us~ Agnculture and Waste 

ll IPCC 2007, Wissenschaftliche Grundlagen, 2007. V gl. hierzu auch Weisslitz, Michael, Retlünking tlle Equitable Principie of 
Common but Differentiated Responsibility Differential Versus Absolute Norms of Compliance ru1d Contribution 111 t11e 
Global Climate Chru1ge Context, 13 Colorado Journal ofinternationaI Environmental Law ru1d Policy 473, 2002, S.475 

u Der Stern Review betrachtet das 111ema des Klimawru1dels aus einerwirtschaftlichen Perspektive. Der Report stellt fest, dass 
der Klimawru1del sehr ernstllafte Einflüsse auf Wachstum und Entwicklm1g haben konnte. Die Kosten für die Stabilis1erm1g 
des Klimas seien erheblich, aber tragbar; Verzogerungen waren hingengen gefal1rlich und viel teurer. (Stern Review, Der 
wirtschaftliche Aspekt des Klimawru1dels: Zusarnmenfassung der Schlussfolgerw1ge11, ttp:/ /www.hm-treasurygov.uk/ 
independent_reviews/ stern_review _economics_climate_chru1ge / sternreview _ trru1slations.din) Zu einer Kritik des Stern 
Reviews vgl. Reuters: OPEC says British climate chru1ge report "unfounded", Tanya Mosolova, 31.10.2006 

Q IPCC 2007: Zusammenfassw1g für politische Entscheidw1gstrager. ln: Klimaanderw1g 2007: Auswirkungen, Anpassung, 
Verwundbarkeiten. Beitrag der Arbeitsgruppe II zum Vierten Sachstru1dsbericht des Zwischenstaatlichen imsschusses für 
Klimaa.ndenmg (IPCC), M.L Parry, OF Cru12iruü, J.P Palutikof, CE. Hru1son ru1d PJ vru1 der Linden, Eds, Cambridge 
University Press, Cambridge, UK. Deutsche Übersetzm1g durch ProClim-, éisterreichisches Umweltbw1desrunt, deutsche 
IPCCKoordi11atio•.1sstelle, Bern/Wien/Berlin, 2007, available at http/ /wwwde-ipccde/. 

B IPCC 2007, Verrnmdenmg des Klimawru1dels, 2007 
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a. International problems need international cooperation 

Dieses hoch gesteckte Ziel erfordert aber die Beteiligung aller Lander der Welt -
Industriestaaten ebenso wie Entwicklungslander14 

- und zwar mit der Übemahme von 
Verantwortlichkeit durch alle Staaten ,,in a cooperative fashion ". 15 Denn ein globales Problem 
benótigt eine globale Losung. Hinsichtlich der Bereitschaft und Fahigkeit der 
Entwicklungslander, sich am Schutz der globalen Umwelt zu beteiligen, bestehen jedoch 
viele Zweifel: Entwicklungslander betrachten ihre notwendige Einbindung in die 
Anstrengung zur Lósung von globalen Umweltprobleme mit Zurückhaltung. 16 

aa. Die Beteiligung der Entwicklungslãnder an der Klimawandelbekãmpfung 

Die Schwierigkeit besteht darin, dass für Entwicklungslander das wirtschaftliche 
Wachstum, die Sicherung ihrer Grundbedürfnisse und die Beseitigungvon Sozialproblemen 
zu sehr im Vordergrund stehen, als dass sie für Belange des Umweltschutzes ausreichend 
Sorge tragen kónnten. Bei der Wahmehmung von lJmweltschutzmaBnahmen hegen sie die 
Befürchtung, dass insbesonders intemationale Umweltstandards einen Hemmschuh für die 
nationale wirtschaftliche Entwicklungdarstellen, ohne dass ein nationaler Nutzen unmittelbar 
für sie erkennbar ist. Auílerdem ist die Lósung der globalen Umweltprobleme aus der Sicht der 
Dritten Welt eine Verpflichtung der Indust.riestaaten, denn diese tragen den grófüen Anteil an 
der globalen Umwelt- und Ressourcenvernichtung (wodurch diese den Wohlstand, den sie 
heute genieílen, erreicht haben). Andererseits liegt die Erkenntnis vor, dass ohne schonenden 
Umgang mit der Umwelt nicht nur die Existenz der Erde bedroht ist, sondem überdies auch 
kein langfristiges, dauerhaftes wirtschaftliches Wachstum denkbar ist. 17 

3. Integration von Umweltschutz und Entwicklung 

a. Die Einbeziehung von Entwicl<lungszielen indas Umweltvõlkerrecht 

Daraus entsteht die Notwendigkeit einer Integration von Umweltschutz und 
Entwicklung, welche von der Staatengemeinschaft auf der intemationalen Ebene auch schon 
anerkannt wurde. 18 Diese Integration würde zunachst ermóglichen, dass die 

14 
Die i:i.rmeren Li:i.nder sind diejc>nigen, die am sti:i.rksten von den .r\uswirkw1ge11 des Klimawru1dels betroffen sind. Daraus ergibt 
sich ein Teufelkreis, denn Unterentwicklung und Annut smd zugleich Ursache u.nd Folge der Umweltkrise (Kellersmann, 
Bettina, Die gemeinsrune, aber d1fferenzierte Verru1twortlichkeit von Industriestaaten u11d Entwickltmgslandern für den 
Schutz der globalen Umwelt, 2000, S 2). Siehe hierzu 111e New York Times, "Poor Nations to Bear Brw1t as World Warms", 
.Ai1drew C. Revkin, 01.04.2007; 'TI1e N ew York Times: "111e climate divide: Report from four fronts in tlw war on warming", 
.Ai1drew C Revkin, 03 04 2007; Reuters, ''Developingpowers seen critica! to clirnate pact", Laura Macinnis, 27 012007; Reuters 
"Poor at risk, action needed on warming UN draft", Alister Doyle, 24.09.2007 

5 We1sslitz, S.475 
" Keliersmrum, S 03 
17 

Kellersmrum, S. 03-05. Aus dem bzshefi;gen Verhalten de'"r Industne.,faaten zm U'"11gan,~ s01mh! mtf der U m11-elt ais auch nut den Enhnck!ungsstaaten 
lezten dzese 1hr" Rechr' aef Indus/rzaltszenmg und mrts,·heftlzches U?achs!um aef Kosten der Umll'e!t ab. (S. 04) 

.Ai1 dem Stockholmer Umweltkonferenz der Vereinten Nationen von 1972 wurde vermutlich zw.n ersten Mal ausdrücklich 
weltweit ru1gedeutet, dass sich Umwelterhaltw1g w1d wirtschaftliche Entwicklw1g nicht gegenseitig ausschheBen, sondem 
zwei unverzichtbare Voraussetzw1gen einer gerechten Weltordnw1g darstellen. Demgemiill kéinnen in den Übereinkommen 
die Verpt1ichtw1gen zum Schutz der lJmwelt in einer solchen Weise gestaltet werden, dass Entwicklw1gsziele, insbesondere 
diejenigen der Entw1ckhmgslander, daneben nicht gefahrdet, sondem wenn moglich sogar gefordert werden 
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Entwicklungslander in die Bekampfung des Klimawandels einbezogen werden, ohne auf 
Industrialisierungund auf wirtschaftliches Wachstum verzichten zu müssen. 19 

Der beste _Ansatz zu dieser gemeinsamen Verwirklichung der politischen Ziele in 
Bezug auf Umweltschutz und Entwicklung liegt nach Auffassung der Literatur in der 
Einbeziehungvon Entwicklungszielen indas modeme Umweltvolkerrechfº, welches primar 
der Erreichung des Umweltschutzes dient und somit eine nachhaltige Entwicklung (sustainable 
development) fordert. 

b. Übernahme der Führung durch die Industriestaaten 

Vor diesem Hintergrund stellt das Konzept der gemeinsamen, aber differenzierten 
Verantwortlichkeiten (common, but dif!erentiated responsibilitieJ) einen Verteilungsmaílstab 
für die Belastungen, die aus dem Schutz der globalen Umwelt entstehen, zur Verfügung. 
Das Konzept verlangt, dass die Industriestaaten die Führung bei der Bekampfung globaler 
Umweltprobleme übemehmen. Diese Forderung der Industrielander hatte dann als Folge, 
dass die Entwicklungslander den Weg der (nachhaltigen) Entwicklung gehen konnten. Es 
geht also um eine positive Ungleichbehandlung der Staaten, welche eine moderne Variante 
der Gerechtigkeit darstellt.22 

III. KONZEPT DER GEMEINSAMEN, ABER DIFFEREN­
ZIERTEN VERANTWORTLICHKEIT IN RECHTLICHER 
SICHT 

Das Konzept der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortlichkeit (common, but 
dif!erentiated responsibzli-çy- CBDR) ist nicht auf den Bereich des I<1imaschutzes beschrankt, 
sondem auch im allgemeinen Umweltvolkerrecht anwendbar und wurde mehrfach 
ausdrücklich niedergelegt. Zunachst werden die allgemeinen Aspekte des Konzepts der 
CBDRim Umweltvolkerrecht behandelt. 

1.Grundidee und Entstehung des Konzepts 

Alle Staaten stehen in der Verantwortung, sich andem Schutz der globalen Umwelt 
zu beteiligen, denn dieser ist ein gemeinsames Interesse, und sowohl Industriestaaten als 

n Kellersmann, S. 06 
:ll Kellersmann, S. 18ff.: 2 mogliche Ansatze für das Ziel einer lntegrntion von Umweltschutz und Entw1cklung: a) der erste ist 

die Integration von Umweltschutzszielen m d1e Entwickhmgspolitik. Diese d1e11t primar der Erreichung der Entwicklungund 
bietet dadurch keme ausreichende Grundlage, lUD globale Umweltrpobleme zu bekampfen Umweltschutz w1rd lediglich ais 
Bedmgung für fortschreitende und nachhalt1ge E11tw1cklung gefordert .(S.25) b) der zweite ist die I11tegrnt1011 von 
Entwicklungszielen indas modem e Umweltvolkerrecht, welche primar der Erreichungder Umweltschutz dient rn1d somit eine 
nachhalt1ge Entwicklung (sustaznable deielop11ient) fordert 

21 (. . ) CD R appreciates the zmpodance of znclud1ng dernlopzng mutztnes in the sem-eh fa, srJ!utzons, because as thezreconom1es gro!I and mdustrzal1ze 
deielopzng tYJun!r1es ma; cause massue emzronmenta! damage 111 thefutme (Bafundo, Nina E .. "Complrnnce with the Ozone Treaty: Weak 
States and the Principie of Common but Differentiated Respoas1b1lity", m A.merican University International Law Review 21 
(2006) 3, S. 467) 
Kellersmann, S 32/33 
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auch Entwicklungslander tragen zur globalen Umweltgefahrdung bei .. Allerdings sind die 
Beitrage der zwei Staatengmppen nicht gleich: Der Anteil der Industriestaaten an der 
Umweltzerstorung ist deutlich groíler als der .Anteil der Entwicklungslander. Desweitem 
sind Industriestaaten finanziell und technologisch besser in der Lage, das Problem zu 
bekampfen, wodurch sich die Übernahme der Führung bei der Bekampfung von 
Umweltproblemen durch die Industriestaaten rechtfertigen lasst.23 

Gmndlage des Konzepts der CBDR ist der Gedanke der equity (Gerechtigkeit) im 
Umweltvolkerrecht.24 .Allerdings wird Gerechtigkeit beim Schutz der Umwelt nicht durch 
Gleichbehandlung, sondern im Verhaltnis zwischen Entwicklungslandern und 
Industriestaaten gerade durch die unterschiedliche Behandlung beider Staatengruppen 
ausgezeichnet. 25 

Bevor das Konzept der CBDRin intemationalen Instrumenten zum Umweltschutz 
seinen Niederschlag fand, waren bereits Ende der 1980er und Anfang der 1990er J ahren in 
verschiedenen intemationalen Instrumenten relativ konkrete Aussagen zur Umsetzung des 
Konzepts gemacht worden.26 ln der Erklarungvon Den Haag (Hague Declaration, 11.3.1989), 
welche zum Schutz des Weltklimas und der Ozonschicht aufruft, wird im Grundsatz d) 
erkannt, dass die Staaten, denen der Schutz der Atmosphare auílergewohnliche Belastungen 
aufbürdet, als Entschadigung eine angemessene und ausgewogene Unterstützung erhalten 
sollen. Dabei wurde ihr Entwicklungsstand sowie ihre tatsachliche Verantwortung für die 
Verschlechterung des Zustands der Atmosphare berücksichtigt. Spater im selben Jahr, bei 
der Vorbereitung zur Rio-Konferenz, tauchte der Gedanke der unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten auch in der Resolution 44/228 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (UN Res. 44/228 vom 22.12.1989) auf., vor allem vor dem Hintergrundder 
unterschiedlichen Beitrage der Staaten zur Umweltzerstorung (§ 11, 14; I.9, I.15.f). Auch in 
Vorbereitung der Rio-Konferenz wurde in der Erklarung von Tokio erwahnt, dass neue 
Finanzierungsmittel zur Veranderung der derzeitigen Wirtschaftspolitik der 
Entwicklungslander erforderlich seien. 27 

:z, Kellersmann, S.37 /38. Vergle1che hierzu auch Bafundo, S 461-495, S. 462, 463, 467; RajamrulÍ, Lavru1ya, The prmciple of 
common but differentiated responsibility and the balru1ce of commitments rn1der the clima te regime, Review of European 
Community ru1d International Environmental Law, 9 (2002) 2, S. 120-131. S 121 The notwn of diflerentzated responszbilzl) dermsfrom 
both the difjénng cont-abutwns o/ S tates to clzmate change and the d:ffenng capacztzes r/ S tates to take remediai measures 

21 Sru1ds, Philippe, Princ1ples of Intenrntional Environmental Law, Cambridge University Press, 2003, S. 285; Statute of the 
Jnternational Court of Justice, Art. 38. '' General pnnczples of la11' recognzzed b; cuzl1zed natzom; such as pnnczples ef equzt; are conszdered 
to be a subs1d1a1:y source ofmternatwnal lan-." 

3 Kellersma.nn, S .39; In diesem Sinne siehe Birnie, Patrícia W/Boyle, A.lan, International Law ru1d the Environment, 2002, S. 101 
It (CB[) R) defines an exp!1c1t equztable bala,oce beh; een deieloped and de1dop111g states 111 at !east t;; o senses: zt seis lesser statzdan:lsfi,r dnelopuzg 
states and zt makes the peiformance o/ those standards dependenton the prouszon of solzdanl) asszstance by deieloped states Über die unterschiedliche 
Vorstellungen (notions) von Equíty, die dem Konzept zugrundeliegen, siehe Rajamani, S. 122. Über den Grrn1dsatz der 
Solidaritat siehe Bimie/Boyle, S 102 
Actual!r 11 ·as The S tockholm Co;!férence that represented the first t11ne that an 111 terna/zonal consensus had been reacheri, at least zn the01:;; 011 app!y111g 
CnDR and dzjferentzal standards to mternatzonal emznmmental problems, Weisslitz, S 480 

21 Kellersmarm,S.40/41 
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2. Ausdrückliche Formulierung des Konzepts 

Ausdrücklich niedergelegt in umweltvolkerrechtlichen Instrumenten wurde das 
Konzeptes der CBDR aber erst 1992 auf dem Erdgipfel von Rio, sowohl in der 
Klimarahmenkonvention (Art. 3 I Nr. 1 FCCC) als auch in der Rio-Deklaration (Prinzip 7 
Satz 2). Spater, in Art. 10 des Kyoto-Protokolls zur FCCC, wurden die Verpflichtungen aller 
Vertragsparteien aus Art. 4 I der Klimakonvention mit Rücksicht auf die commo'n but 
dijferentiated responsibilities bes tatigt. 28 

a. Ausdrücklicher Niederschlag in Übereinkommen zum globalen 
Klimaschutz29 

aa. Die Rio-Deklaration aus 1992 

Die Rio-Deklaration wurde 1992 von der intemationalen Staatengemeinschaft im 
Rahmen der UNCED (United Nations Conference on Emironment and Development) in Rio 
verabschiedet. Prinzip 7 der Deklaration lautet folgendermaílen: "States shall cooperate in a 
spin"t ef global partnership to conserve, proted and restore the health and integn/y qf the Earth s 
eco!}stem. Tn view qfthe dzffirent contn·butionr to global envimnmental degradation ftater have common 
but dijferentiated mponribi!itier. The developed countn'es acknowledge the responsibiliry that thry bear in 
the international pursuit to sustainable development in view ef the pressures their societies place on the 
global enzàonment and ef the technologies and financial resources thry command." 

bb. Das UN-Klimarahmenübereinkommen 

ln der Erkenntnis, dass die Anderungen des Erdklimas und deren nachteilige 
Auswirkungen die ganze Menschheit mit Sorge erfüllen30

, wurde bei derselben Gelegenheit 
das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über I<Jimaanderungen (UnitedNations 
Frame1vork Convention on Climate Change, UNFCCC) von 154 Staaten unterzeichnet. Im Jahr 
1994 trat die I<Jimakonvention in Kraft. Ivfittlerweile sind 191 Staaten Vertragsparteien der 
Konvention. 

Ziel der Konvention ist, die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen in der 
Atmosphare auf einem Niveau zu erreichen, auf dem eine gefahrliche anthropogene Storung 
des I<Jimasystems verhindert wird. Ein solches Niveau sollte innerhalb eines Zeitraums 
erreicht werden, der ausreicht, damit sich die Ôkosysteme auf natürliche \Veise den 
I<Jimaanderungen anpassen konnen, die N ahrungsmittelerzeugung nicht bedroht wird und 
die wirtschaftliche Entwicklung auf nachhaltige Weise fortgeführt werden kann. 31 

Im Übrigen hat das Konzept in drei anderen internationalen Übereinkommen zum Umweltschutz Niederschlag gefunden, 
wenn auch nicht ausdrücklich: Im Montrealer Protokoll über Stoffe, d1e zu einem Abbau der Ozonschicht führen, im 
Übereinkommen über die Biologische Vielfalt und im Ubereinkommen zum Schutz vor Wüstenbildung. Niiher dazu in 
Kellersmann, Kapiteln 3, 5 und 6 
Hier wird intensiver auf die Auswirkung des Konzeptes der GADV im globalen Klimaschutz eingegangen. 

Jl Praambel, Satz 1: AcknGuledgmg that change m the Earth's clzmate and zts adirrse rflects are a common con,·ern ef humankznd 
UNFCCC, Art. 2 
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Zum ersten Mal wird das Konzept der CBDR als ausdrückliche Grundlage der 
unterschiedlichen Verpflichtungen von Industriestaaten und Entwicklungslandern32 

bezeichnet. 33 Das Konzept hat sowohl in der Praambel als auch im Prinzipienkatalog im . 
operativen Teil der Konvention Niederschlag gefunden. Auf diese Weise wollten die 
Entwicklungslander dem Prinzipienkatalog ein gro.Geres Gewicht verleihen.34 

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens -

( ... ) 

in der Erkenntnis, dass angesichts des globalen Charakters der 
Klimaiinderungen alle Liinder aufgerufen sind, so umfassend wie moglich 

zusammenzuarbeiten und sich an einem wirksamen und angemessenen 
internationalen Handeln entsprechend ihren gemeinsamen. aber unterschiedlichen 

Verantwortlichkeiten. ihrenjeweiligen Fahigkeiten sowie ihrer sozialen und 
wirtschaftlichen Lage zu beteiligen, 

Artikel 3 

Grundsiitze 

Bei ihren Maj3nahmen zur Verwirklichung des Zieles des Übereinkommens und zur 
Durchführung seiner Bestimmungen lassen sich die Vertragsparteien unter anderem 

vonfolgenden Grundsiitzen leiten: 

1. Die Vertragsparteien sollen aufder Grundlage der Gerechtigkeit und 
entsprechend ihren gemeinsamen. aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und 

ihren ieweiligen Fiihigkeiten das Klimasystem zum Wohl heutiger und künftiger 
Generationen schützen. Folglich sollen die Vertragsparteien, die entwickelte Liinder 

sind, hei der Bekiimpfung der Klimaiinderungen und ihrer nachteiligen 
Auswirkungen die Führung übernehmen. 

2. Die speziellen Bedürfnisse und besonderen Gegebenheiten der Vertragsparteien, 
die Entwicklungsliinder sind, vor allem derjenigen, die besonders anfiillig für die 

nachteiligen Auswirkungen der Klimaiinderungen sind, sowie derjenigen 
Vertragsparteien, vor aliem unter den Entwicklungsliindern, die nach dem 

Übereinkommen eine unverhiiltnismiifiige oder ungewohnliche Last zu tragen hiitten, 
sollen voll berürksichtigt werden. 35 

'2 N ach der FCCC sind Entwicklungslander alie Staaten, die nicht im Anhang I aufgeziihlt sind 
33 Bimie/Boyle, S 280 
31 Kellersmann, S 44, 143-145: Die Industriestaaten akzeptierten schlieJ31ich zwar d(ies)en Standort, setzten aber einige 

Einschrankungen durch, welche die rechtliche Wirkung der dor aufgefürhrten Prinzipien im Ergebnis relativieren. Es wurden 
zunachst einige sprachliche Veranderungen, wie die Voranstellung eines Einleitungssatzes und die Veranderung des Titels 
vorgenommen. Diese Abweichungen dienten dem Zweck, die Moglichkeit der Entstehung einer gewohnheitsrechtlichen 
Gelt:ung der Prinzipien von vornherein auszuschlieJ3en. Dies schadet der rechtlichen Verbindlichkeit der Prinzipien im Rahmen 
der Klimakonvention allerdings nicht. 

" The chapeau to FCCC Ameie 4 (commztments) a!so oblzges partzes to take znto account thezrcommon but diflerentiated responszbilztzes zn fu!fi!!ing the 
commztments underthe FCCC (Rajamani, S. 121) 
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cc. Das Kyoto-Protokoll 

Auch in A.1.i. 1 O des Kyoto-Protokolls zur UNFCCC, welches seit 1997 besteht und 
erstim Februar 2005 in I<raftgetreten ist, wird das Konzeptder CBDRausdrückhchgenannt: 
Artikel 10. Alle Vertragsparteien werden unter Berücksichtigung ihrer gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und ihrer speziellen nationalen und regionalen 
Entwfrklungsprioritdten, Ziele und Gegebenheiten, ohne neue Verpjlichtungen für die nicht in Anlage 
I atefgeführten Vertrqgsparteien einzeführen, wobei jedoch die bestehenden Verpflichtungen nach Artikel 
4 Absatz 1 des Úbereinkommens bekriftigt und die Eifüllung dieser Verpjlichtungen weitervorangetrieben 
werden, um eine nachhaltige Entwfrklung unter Berücksichtigung des Artikels 4 Absdtze 3, 5 und 7 des 
Úbereinkommens zu erreichen, ( .. ) 

Das Konzept pragt die Gesamtstruktur des Protokolls insofem, als nur die 
Industriestaaten zusatzlich zu ihren Verpflichtungen aus der FCCC konkrete 
Reduzierungspflichten übemommen haben.36 Darauf ist aber spater zurückzukommen. 
Zunachst ist die rechtliche Begründung des Konzepts der GADV zu analysieren. 

3. Die Begründung einer unterschiedlichen Verantwortlichkeit 

Das Konzept der gemeinsamen aber differenzierten Verantwortlichkeit von 
Industriestaaten und Entwicklungslandem für den Klimaschutz lasst sich sowohl durch 
den starkeren historischen und gegenwartigen Beitrag der Industriestaaten zur Klimaanderung 
als auch durch die bessere finanzielle und technische Mõglichkeiten dieser Staatengruppe, das 
vorhandenen Problem zu bekampfen, rechtfertigen. 37 Das Konzept eine Summe beider 
Überlegungen dar, und darin steckt seine Reichhaltigkeit.38 Jedoch werden diese beiden 
Ansatze zunachst separat analysiert. 

a. Stãrkerer historischer und gegenwãrtiger Beitrag der Industriestaâten zur 
vorhandenen U mweltproblematik 

"Common but differentiated responsibility is based on the perception that global emironmental 
risks, such as climate change, have main!J been caused i?J and should therejore be tackled pnmari!J ~Y 

developed countries. "39 "The explicit assumption (under the UNFCCC) is that the developed states 
that have contnºbuted most of the greenhouse gas emissions should also tvntribute most to tackling the 

35 Obwohl die USA eine klare Verpflichtung auch der Entwicklungslii.nder gefordert hatten (Kellersmann, S 148) 
Siehe hierzu fuijama.ni, S. 121; Bafundo, S. 463 u. 467; Weisslitz, S 4 7 6 / 4 77; Bimie /Boyle, S. 101; Halvorssen, S. 254 / 255; Cordonier 
Segger, Marie-Oaire/Khalfan, Ashfaq/ Gehring, Markus /Toering, Michelle "Prospects for Principies of Intemational Sustainable 
Development Law after the WSSD: Common but Differentiated Responsibilities, Precaution and Participation", in: Review of 
European Community & Intemational Environmental Law, 12 (2003) 1, S. 56; Harris, Paul G., ''The European Union and 
Environmental Change: Sharing the Burdens of Global Warming", in: Colorado Joumal of Intemational Environmental Law 
and Policy 17 (2006) 2, S. 314/315; Batruch, Christine ''HotAiras a Precedent for DevelopingCountries?", in UCLAJoumal of 
Environmental Law a.nd Policy 17 (1998 / 1999) 45, S 51 /52; Shelton, Dinal1, Equity, in Bodansky, Daniel/Brunnée,Jutta/Hey, 
Ellen: 111e Oxford Handbook of Intemational Environmental Law New York: Oxford University Press, 2007, S. 657 

ll Hinsichtlich der Auslegung Grundsatzes 7 der Rio-Deklaration behauptet Christopher D Stone, die Kriterien (differentzatwn 

m accordance 1nth the pressures each counh) places on the eniznmment and diffeantzal capabt!1t1es m temzs ef nealth and technoloJJ) mogen sich 
widersprechen bzw kollidieren, denn the states most respons1ble for damage are not necessanly those 1nth the superior capabzl1tzes (Stone, 
Christopher D: "Common but differentiated responsibilities in international law", in. 111e American Journal of International 
Law; 98 (2004) 2, S. 290) 

3J Bimie/Boyle, S 104 
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problem, both i?J protiding resources and i?J taking the lead in adopting control measures. wo Im Paragraph 
3 der Praambel der UNFCCC werden die Industriestaaten als Hauptverursacher der 
Treibhausgasemissionen ausdrücklich anerkannt und somit ihre hõhere Verantwortlichkeit 
zur Bekampfung der globalen Erwarmung angedeutet. 41 Das ist eben auch die Idee, welche 
die ausdrückliche Erscheinungdes Konzepts im Grundsatz 7 der Rio-Deklaration pragt. 

Bei der Konferenz von Rio und wahrend der Verhandlungen, welche zu Rio geführt 
haben, wurde von der Staatengemeinschaft langsam anerkannt, dass die Beitrage der 
Industriestaaten zur GHG-Emissionen wesentlich hõher waren als diejenigen der 
Entwicklungslander. 42 Nach den Ergebnissen von IPCC sind die Industriestaaten für zwei 
Drittel der GHG-Emissionen verantwortlich. AuBerdem haben diese Lander 
unverhaltnisma.Big mehr vom Industrialisierungsprozess profitiert, und somit den heutigen 
Wohlstand erreicht. Gleichzeitigmüssen diese die Nachteile der Verschmutzungertragen. 
Aus diesen Gründen ist es ein 1\nliegen der Gerechtigkeit, dass diejenigen, die durch die 
Verschmutzung wirtschaftliche und soziale Vorteile erreichten, jetzt die grõíleren Belastungen 
tragen müssen, um das Problem zu lõsen.43 

Es geht um eine bejahende .Antwort auf die Frage, ob die heutige Generation für die 
zurückhegenden .Aktionen ihrer Vorfahren Verantwortung tragen muss, als eine umgekehrte 
Form der intergenerationellen Gerechtigkeit44

: ,,Since present generations have benejited from the 
actions of their ancestors in borrowing_fi"om the earth's environmental assimzlative capaci!J, thry must 
logical!J be held responsible fart he consequent liabilities as well. "'15 

Jedoch ist diese Begründungder CBDRnichtunumstritten. Nach Auffassungvon 
Kellersmann stellt die Berücksichtigung des starkeren gegenwartigen Beitrags der 
Industriestaaten zum Klimawandel eine Übertragung des Gedanken des im nationalen 
Recht geltenden Verursacherprinzips (the polluter pqys, der Verschmutzer bezahlt) auf die 
intemationale Ebene dar. Dem Konzept der CBDR und dem Verursacherprinzip liege die 
gleiche tatsachliche Vorstellung zugrunde, namlich dass der Grad der Verursachung eines 
Problems sich auf die Verpflichtung zu seiner Beseitigung auswirken soll .. Allerdings erlange 
das Verursacherprinzip keine rechtliche Verbindlichkeit als Begründung des Konzepts der 
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten. Das ergebe sich sowohl aus der 

"' Bimie/Boyle, S 525 
41 Harris, "111e European Union and Environmental Change, S 314 
41 It 1s on the baszs ef thzs de1.elopment that some ll'nters haie argued that the legal bam for the tranifer ef technology and financial resources form the 

zndustnal to dnelopzng countnes zs founded on entztlement not need (fuijamani, S 122) 
"' fuijamani, S 123. Siehe dazu auch Reuters: "Rich must paybulk of climate change biir Oxfam,Jeremy Lovell, 29.05.2007 
41 Bothe bezeichnet das ,,Prinzip" ai, eine besondere Form von intergenerationeller Gerechtigkeit: In the relationshzp betJJ'een 

deieloped and dnelopmg countnes, equzty 1s concretzsed zn the pnnczple ?f,, common but differentzated responszbzlztzes", uh1ch results zn the,, Norih 

first" approach J}htch has heen desmbed It zs the North 1rhzch has the cone-ate quan!"sfied reductzon dutzes. Thzs zs a speczalfarm efzntergeneratwnal 

equzty: The generatwn !uzng zn the zndustnalzsed countnes ef toda;· assumes a responszbzl1tyfor the emisszons produced ~) the genemtzons ef;-ester'dq; 

Let zt be noted that thzs ","-.forth first" approach is not uncontnne,rsia! (Bothe, Michael: ''"The United N ations Framework Convention 011 

Climate Change - an Unprecedented Multilevel Regulatory Challenge", in: ZaoRV 63 (2003) 2, S.252). V gL auch rrut Weisslitz, 
S. 4 79 / 480. Zu der zncoherence ifTntergenemtzonal equity as an eth1cal pnnczple siehe Mayeda, Grnham: ''W11ere Should J ohannesburg 
Take Us? Ethical and Legal i'.pproaches to Sustainable Development in the Context of Intemational Env1ronmental Law", 
in Colorado Joumal ofinternational Environmental Law and Policy 15 (2004) 1, S. 42-50; Zuder zncompatzb1!dy ef the 1rqy zn nh1ch 

zntergenemtzonal equ1t; cons1ders the future 1nth the approach ef conmzon but differentzated n:spons1bzl1ties siehe S 5 7 / 58. Siehe auch S. 69 
4i fui1amai1i, S 122 
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Verhandlungsgeschichte der Rio-Konvention, als auch aus der Konstruktion der UNFCCC, 
denn die Begründung des Konzepts (Berücksichtigung auf the lar;gest share ef hzston'cal and 
current global emissions ef greenhouse gases, hõhere Verusachungsbeitrage) werde gerade von 
dem Konzept selbst isoliert, und der Teil der Praambel (Satz 3) sei von der Wirkung der 
besonderen Stellung des Konzepts im operativen Teil der Konvention (Artikel 3 I) sowie 
seiner daraus resultierenden rechtlichen Bedeutung nicht umfa13t. Daher seien beide Konzepte 
strikt zu trennen. Als rechtliche Begründung des Konzepts der CBDR kamen allein die 
ungleichen wirtschaftlichen Verhaltnisse und damit zusammenhangend die Unterschiede 
im Hinblick auf die zur Verfügung stehenden Technologien und Finanzmittel in Betracht. 46 

b. Bessere finanzielle und technische Mõglichkeiten, die den Industriestaaten zur 
Bekãmpfung von Umweltproblemen zur Verfügung stehen: Der Norden kann mit 
den negativen Auswirkungen des Klimawandels besser umgehen. 

Hier geht es um Gerechtigkeit im Sinne einer Berücksichtigung von Besonderheiten 
der Entwicklungslander, von Ungleichheiten innerhalb der Staatengemeinschaft, von 
unterschiedliche sozialen und wirtschaftlichen Umstanden47 , sowie der Fahigkeit einer 
Staatengruppe, auf ein Umweltproblem zu reagieren.48 Entwicklungslandem mangelt es an 
ausreichender technologischer Expertise und õkonomischen Fahigkeiten, ihre THG­
Emissionen reduzieren zu kõnnen;49 wahrenddessen sind Industriestaaten, aufgrund besserer 
finanzieller Mittel und fortgeschrittener Technologie, welche auf Kosten von 
Umweltbeeintrachtigungen erreicht wurden50

, eher imstande, sich mit den negativen 
Auswirkungen des Klimawandel auseinanderzusetzen. Somit sind sie den 
Entwicklungslandern zur Hilfe verpflichtet, namlich bei der Erfüllung derjenigen 
Verpflichtungen, welche die Entwicklungslander durch die Teilnahme an umweltrechtlichen 
Abkommen wahrgenommen haben.51 · 

Im Rahmen intemationaler umweltrechtlicher Abkommen wurde diese Deutung 
des Konzepts der CBDR von Industriestaaten, die fürchteten, dass aus einem dem 
Verursacherprinzip entlehnten Begründungsansatz konkrete Ansprüche abgeleitet werden 
kõnnten, bevorzugt und von den Entwicklungslandem immerhin akzeptiert. 52 Sowohl die 

45 
Kellersmann, S.41A8. Auch Chnstopher D Stone (S. 291 / 292) zeigt sich skeptisch gegenüber einer Akzeptierung der historischen 
Verantwortlichke1t der Industnestaaten für GHG-En11ss10nen ais Begründung für deren hoheren Verantwortli,likeit für den 
Klimaschutz; eher dagegen aus ethischen Gründen 

41 Rajamani, S. 123 
<ll Weisslitz,S. 478/479 
"' Weisslitz,S.478/479 
si Mayeda, S. 57: 

ef centunes ef emironmental{i unsustainable development; Jt recogmzes that the 

stqfenng ef humans and natural systems as a result ef industnalizatzon should not haze been m iam. Furthermore, zt recognzz::s hoil' those 1nth 

technologtcal abzltl)', haie a responstbt!tf) 
to take actzon to ensure th;,s " 

31 Halvorssen, S. 255. 
2 Kellersmann,S.41/42 
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Rio-Deklaration53 als auch die Klimarahmenkonvention sind von diesem Gedanken gepragt, 
welcher sich hinter der Idee der Erfüllungshilfe steckt. 54 

Beide oben genannten Begründungen der grõíleren Verantwortlichkeit der. 
Industriestaaten lassen sich durch den internationalen Instrumenten zum I<Jimaschutz 
entnehmen, sie ergeben sich aus den von den Staaten entgangene Verpflichtungen. 

4. Inhalt des Konzepts der CBDR 

Der Inhalt des Konzepts der gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortlichkeiten 
im Bereich des I<Jimaschutzes besteht aus zwei Elementen: Eine gemeinsame ebenso wie 
eine unterschiedliche Verantwortlichkeit bzw. unterschiedliche Verantwortlichkeiten55

• An 
dieser Stelle ist es wichtig, darauf hinzuweisen,, dass die unterschiedliche Verantwortlichkeit 
nicht das Gegenteil der gemeinsamen Verantwortlichkeit bezeichnet, sondem eine zweite 
.Anforderung, die an ein und dieselbe Verantwortlichkeit zu stellen ist. 56 Durch den 
Niederschlag des Konzepts in den Instrumenten zum I<Jimaschutz, namlich in der UNFCCC 
und deren Protokoll von Kyoto, werden die oben genannten Verantwortlichkeiten in 
verschiedene Verpflichtungen für eine oder beide Staatengruppen übertragen. 57 

a. Die gemeinsame Verantwortlichkeit aller Lãnder für den Schutz der globalen 
Klima und deren Verpflichtungen58 

Wie bereits erwahnt, obliegt der Einsatz für den Schutz der Erde vor den Gefahren 
einer übermafügen Erhõhung der Temperatur allen Staaten der internationalen Gemeinschaft. 
Die Staaten haben in diesem Sinne gemeinsame aber auch individuelle betreffende Maílnahmen 
einzusetzen. Die gemeinsame Verantwortlichkeit, entstanden aus dem Gedanken des common 
concern ef Mankind, findet ihre Würze im Grundsatz der Kooperation: .Alle Staaten sind aus 
Gründen der Solidaritat verpflichtet bei der Verhinderung von GHG-Ei:nissionen zu 
kooperieren. Die Auswirkungen der Verschmutzung der Atmosphare finden keine 
geographischen Grenzen, so dass alie Nationen vom Verhalten anderer betroffen werden.59 

Hinsichtlich dieser Gemeinsamkeit ergeben sich zunachst allgemeine umweltrechtliche 
Pflichten aller Staaten zur Abschwachung der I<Jimaanderung, welche im Text der UNFCCC 
zum Ausdruck kommen. Es handelt sich für die Entwicklungslander um die einzigen 

'il Weisslitz, S. 479 
51 UNFCCC, Artikel 4 (7): Der Umfang, m dem T/ertragspartezen, die Enhncklungslande-r sznd zhre Verpflzchtungen aus dem Ubemnkommen 

mrksam eifullen, ;nrd dawn abhangen, in1ne11'ett Vertragspartezen, dze enhnckelte Lander sznd, zhre vérpflzchtungen aus dem Ubereznkommen 

betreifend Jinanzielle Mzttel und dze Weztei;gabe wn Technologze 1nrksam eifullen, 1l'Obe1 wll zu beruckszchtzge:1 zst, daf dze 1rirlscheftlzche und sozia/e 

Enhnck!ung some dze .Besezftgung derArmut fur dte Entmcklungslander erste und dnnglzchste Anltegen sznd. 

9i Sands, Philippe, Principies of Intemational Environmental Law, Cambridge University Press, 2003, S. 286ff 
" K.ellersmann, S. 49; S. 48:,, Vzelmehr zeichnet szch dte T/eranhmrtlzchkezt ge-rade dadurch aus, dass sze so110hl eine gemeinsame ais auch ezne 

untenchzedltche zst,, 
51 Kellersmann, S. 148: Das Konzeptdergemeznsamen, aberuntei"schzedlzchen Veranhmrtlzchketten kommtmchtnurzn den eznzelnen R~elungen 

de-r Klzmarahmenkomentzon zum Ausdruck, sondern auch zn der St-mktur des T/erpflzchtungsgeflechts. Das Konzept btldet sozusagen dze Baszs der 

Komentzon 

'B Bettina Kellersmann ist der Ansicht, Gemeinsamkeit im Sinne des untersuchten Konzeptes bezieht sich auf die Beteiligung 
moglichst aller Staaten ru:1 internationalen Übereinkommen, denn dadurch konnen die effektiven Ma.Bnal1men getroffen 
werden (S. 49) 

'!l Rajamani, S. 121 
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Verpflichtungen aus dem internationalen Instrumentarium. Darunter sind vorwiegend 
generelle Verfahrens p flich ten, 60 vor allem die in Art. 12 der genann ten Rahmenkonven tion 
verhaltnismaílig klar umrissene Berichterstattungspflicht über nationalen 
Treibhausgasemissionen. 61 

b. Die differenzierte Verantwortlichkeit jeder Staatengruppe und deren jeweilige 
Pflichten 

Aus der Übernahme der Führung bei der Bekampfung des Klimawandels ergeben 
sich für die Industriestaaten aus den Übereinkommen Pflichten zweierlei Art: Spezielle 
umweltrechtliche Verpflichtungen zum Klimaschutz (welche den obenerwahnten generellen 
Pflichten entgegenstehen und weiter unten tiefer behandelt werden) und Verpflichtungen 
der Industriestaaten zur Erfüllungshilfe. 62 

aa. Verpflichtungen zur Erfüllungshilfe ( compliance assistance)63 

Die Erfüllungshilfe verknüpft das Element der gemeinsamen mit dem der 
unterschiedlichen Verantwortlichkeit.64 Industriestaaten sollen Entwicklungslander dabei 
unterstützen, die durch die Abkommen übernommenen Verpflichtungen eigenem Land 
umzusetzen, namlich durch den Transfer von Technologien und Finanzen. Es geht um 
Hilfe zur Selbsthilfe, um die sogenannte capaàry buildingoder Maílnahmen-Unterstützung.65 

Wahrend der Technologietransfer dazu dient, die Entwicklungslander in die Lage zu 
versetzen, effektive (materielle) Maílnahmen zur Bekampfung des Klimawandels und dessen 
Folgen zu treffen, dient der Finanztransfer einer Deckung der Kosten, die durch die 
Umsetzung der Konvention entstehen. Dafür ist ein Finanzierungsmechanismus vorgesehen 
- GEF (Global Environmental Faciliry). 66 

cx.Erfüllungshilfeverpflichtungen ais Gegenleistung für die Übernahme von 
Verpflichtungen durch die Entwicklungslãnder. (Reziprozitãtsverhãltnis zur 
Garantie der Effektivitãt) 

Wichtig ist die bereits oben erwahnte Regelung von Art. 4 VII UFCCC, wonach die 
Erfüllung der Verpflich tungen der En twicklungslander von der Leis tung von Erfüllungshilfe 

ai V gL rnit Art. 4 UFCCC, etwa die Pflicht, die Verringenmg des Treibhauseffektes zu emn Querschnittaufgabe der Politik zu 
machen (Art. 4, I e, f) 

61 Kellersrruum, S 148-150. Darin steckt aberauch eine Asymmetrie, da bei der Ubennitt:lungvon Infonnationen über die Umsetzung 
ihrer jeweiligen Pflichten an die Vertrngsstaatenkonferenz beide Staatengruppen (Entwicklungslinder einerseits, Industriestaaten 
sowie Staaten, die sich im Ubergang zur Marktwirtschaft befinden anderseits) w1terscbiedlichen Fristen w1terliegen (Art 12 I) 

G2 Kellersmrum, S 150ff 
"' Zur Erfüllungshilfe siehe vornllem Beyerlin, Ulrich U mweltviilkerrecht. München Beck Verlag, 2000, S 255ff 
61 Kellersmann, S. 51 
<li Gündling, Lothar: "Compliru1ce Assistru1ce in International Environmental Law: Capacity-Building Through rinru1cial ru1d 

Technology Trru1sfer", in ZaiiRV, 56 (1996) 3, S. 796-809, S. 805ff 
'" V gl. rnit UNFCCC, Art. 4 III, IV (Finru1ztrru1sfer) w1d V (Technologietrru1sfer). N ach Abs. IV und VIII ist die Unterstützm1g 

in Form von Finru1z- w1d Technologietrru1sfers für die1enigen Staaten zu gewal1ren, die von den nachteiligen Auswirkw1gen 
der Klimainderungen betroffen werden. Bei den zu treffenden Ma.Gnal1men werden nach Abs. IX den Bedürfnissen der run 
wenigsten entwickelt,en Landervoll Rechnw1ggetrngen. Staaten, die sich im Übergru1g zur Marktwirtschaft befinden, profitieren 
nicht von dem Finanzierw1gsme chanismus, m1terstütze11 ihn aber auch nicht (Kellersmrum, S 19 3 ff; Raj runru1i, S 126) 
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abhangig gemacht wird. Die allgemeinen Verpflichtungen der Entwicklungslander werden 
mit den Verpflichtungen der Industriestaaten durch diese Feststellung sozusagen verknüpft. 
Dahinter steckt der Gedanke, dass die Fahigkeit der Entwicklungslander, ihren allgemeinen 
Verpflichtungen nachzukommen, von der Verfügbarkeit finanzieller .Mitel und Technologien 
abhangt. 67 

bb. Spezielle umweltrechtliche Verpflichtungen68 der Industriestaaten zum 
Klimaschutz 

N ach Art. 4 II a) UNFCCC sind Industriestaaten und Staaten im Übergang zur 
Marktwirtschaft verpflichtet, nationale Politiken zu beschlieHen und entsprechende 
MaGnahmen zur Abschwachung der Klimaanderungen zu ergreifen. Allerdings ist die 
UNFCCC eben nur eine Rahmenkonvention.69 Eine Konkretisierung dieser Regel erfolgte 
durch das K yoto-Protokoll, was zunachs t naher erlau tert wird. 70 

IV. NIEDERSCHLAG DES KONZEPTS IM KYOTO­
PROTOKOLL 

1. Die klare Asymmetrie klimaschutzbezogener Verpflichtungen 

Nach den Ergebnissen des IPCC-Berichtes aus den 1990er Jahren wird die 
Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphare wahrend der nachsten 200 Jahren 
weiter steigen, auch wenn die Emissionen nach heutigem Stand stabilisiert würden. Infolge 
dieser Erkenntnisse beschloss die erste Konferenz der Vertragsstaaten des UNFCCC im Jahr 
1995 in Berlin, dass die Verpflichtungen nach der Rahmenkonferenz zu schwach seien,um 
überhaupt eine Verbesserung der klimatischen Situation herbeiführen zu kónnen. In diesem 
Zusan1menhang wurde 1997 das Kyoto-Protokoll ins Leben gerufen, welches konkrete 
Reduzierungspflichten für Industriestaaten entlialt. Das Protokoll trat 2005 in Kraft, 
nachdem es von 55% der 1-\nnex I-Staaten, die 55% der C02-Emissionen reprasentieren, 
ratifiziert wurde. 

61 Kellersmrum,S.193ff 
cB Um1reltrecht/z,:he vérpjl1chrungen sind materielle Verpflichtungen, die unmittelbar eine Verbessenmg der Umweltsituation 

herbeiführen sollen 
© Rajrunruii, S. 126 
7J Zur Rechtsnatur des Konzepts siehe Beyerlin, Ulrich, Different Types of Norms in international environmental law; in 

Bodru1sky, Druüel/Brwmée,Jutta/Hey, Ellen: TI1e Oxford Hru1dbook of International Environmental Law; N ew York: Oxford 
University Press, 2007 "() differentzated mponszbdLty lfse!fzs nota rule butrathera prmczplefunctionzng a.• a sourcefmm uhzch subsequentru!es 
ma; emerge" (S. 442); ., the concept ef commo11 but differentzated respons1bdzt1es appears to be a pnnczple that haJ not;et ho11 ·ner; gazned customa1) 
legai status"(S. 447). S1ehe auch Shelton, Dinah, Equtiy, in Toe Oxford Hru1dbook., S 657: ,, The legai status ef common but 
differentzated responszbzlztzes 1s. mfact notentmb clear It 1s refé,-red to explzczt!y and applzed zn seieral multclateral emzmnmental agreements, but 
ll'hether zt 1s a fundamenta! pnnczple ef mlernafzo;ia/ enizmmnental la11: a bundle ef some oral! ef the abozefactors that lead to equztab!e decwon­
makmS,c ontse!f a mie ef equ1t; 1emau1s debate[ Über eine mogliche viilkergewohheitsred1tliche Geltw1g des Konzepts vgL auch 
Kellersmrum, S. 54ff und Beyerlin, Ulrich, Umweltviilkerrecht. ünchen: Beck Verlag, 2000, S. 126 ,, [f'égen seines noch 11er;ig 
kontunerten Pfl1chtgeha!ffs duifte es (das Konzept) abe,- glezchfal!s noch mcht zu ezn.er w!kerge11ohnhedsrecht!ichen Rege! 1:edzchtet haben" 
Übrigens brnch Die IL4 (Internatz,mal La11 Âssociatzon) 2002 Ne1r De!h, Dec!aratzon ef Pnnczp!es eflnternatzonal La!I · &!atzng to S ustaznable 
Deie!opmentein (proposes), das Konzept der gememsrunen, aber differenzierten Verru1twortlichkeit sei ein von sieben leitenden 
Prmzipien der nachhaltigen Entwicklw1g Prinzipien, die beabsichtigen, wirtschaftliche, soziale w1d lllllweltpolitische Interessen 
- die drei S:iulen der nachhaltigen Entw1cklw1g- auf eine ausgewogenen Weise zu integrieren (Cordonier Segger, S. 54-56) 
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Nach Art. 3 Nr. 1 des Protokolls verpflichten sich die Anhang I-Parteien72
, innerhalb 

des Verpflichtungszeitraums 2008 bis 2012 (des sogenanntenjirst commitment period) ihre 
gesamten Emissionen an Treibhausgasen um mindestens 5% unter das Niveau von 1990 
zu senken. Gemaíl Nr. 2 musste jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei bis zum Jahr 
2005 bei der Erfüllungihrer Verpflichtungen aus dem Protokoll nachweisbare Fortschritte 
erzielt haben. 

Für die Entwicklungslander wurden keine derartig konkrete Verpflichtung vereinbart, 
d.h., sie sind von der Pflicht, ihre Treibhausgasemissionen zu reduzieren, ausgenommen. 
Es werden ledighch die nach der UNFCCC bestehenden Verpflichtungen bestatigt und 
andere prozedurale Verpflichtungen statuiert. Die darin liegende deutliche Asymmetrie 
zwischen den Verpflichtungen beider Staatengruppen bringt das Konzept der CBDR zum 
Ausdruck. 73 Nach .Ansicht der Literatur sei eine solche Konstruktion des Protokolls 
erforderhch gewesen, um eine zahlreiche Teilnahme von Entwicklungs- und Schwellenlandern 
(Landern auf dem Weg zur Industrialisierung,jast growing developing countries) am Protokoll 
zu sichem, denn anderenfalls hatte diese Staatengruppe das Protokoll nichtunterschrieben.74 

Zugleich sieht das Protokoll drei Mechanismen vor, um den Parteien bei der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen zu helfen, namlich die joint implementation (Art. 6), das emissions trading 
(Art. 17) zwischen Anhang I-Parteien, sowie den clean development mechanism (CDM, 
Mechanismus für umweltvertragliche Entwicklung, Art. 12) zwischen Anhang I-Parteien 
und nicht-Anhang-I-Parteien (Entwicklungs- und Schwellenlander).75 

Durch die joint implementation kann jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach Artikel 3 Emissionsreduktionseinheiten, die sich aus 
Projekten zur Reduktion der Emissionen oder zur Verstarkung des Abbaus solcher Gase in 
jedem Bereich der Wirtschaft ergeben, jeder anderen in Anlage I aufgeführten Verti:agspartei 
übertragen oder von jeder anderen aufgeführten Vertragspartei erwerben. Durch emissions 
trading konnen sich Anhang I-Parteien wahrenddessen andem Handel mit Emissionen 
beteiligen, um ihre Verpflichtungen aus Artikel 3 zu erfüllen.76 

Zweck des CDM ist es, Entwicklungslander dabei zu unterstützen, eine nachhaltige 
Entwicklung zu erreichen, und die Industriestaaten dabei zu unterstützen, die Erfüllung 
ihrer quantifizierten Emissionsbegrenzung- und Reduktionsverpflichtungen aus Artikel 3 
zu erreichen. Aus Projektmaílnahmen in Industriestaaten werden sich zertifizierte 
Emissionsreduktionen ergeben, welche zunachst durch die in Anlage I aufgeführten 
Vertragsparteien als Beitrag zur Erfüllung eines Teiles ihrer Reduktionsverpflichtungen 
verwendet werden konnen. n Der CD M stellt einen unmittelbaren Ausdruck der CBD R dar: 

71 Siehe hierzu Bimie/Boyle, S 526 
Industrielinder 1md Lander, die sich im Übergang zur Marktwirtschaft befinden 
Kellersmann, S 155 

74 Harris, TI1e European Union and Environmental Change, S 325 
0 Rajamani, S. 127 
0 Halvorssen, S 257 
77 Thoms, Laura: "A Comparative Analysis of International Regimes on Ozone and Climate Change with Implications for 

Regime Design", in Columbia Journal ofTransnational Law 41 (2003) 3, S. 819 /820 Zu clean development mechanism siehe 
auch Childs, S 247 /248 
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Es geht um eine Partnerschaft zwischen Industriestaaten und Entwicklungslandem, bei der 
jeder seine eigenen Verpflichtungen hat, damit alle durch gegenseitige Unterstützung ein 
globales Problem losen konnen.78 

2. Kritik am Protokoll: Das globale Klimaproblem kann durch das Protokoll 
nicht vollkommen bekãmpft werden 

Gemessen an der wissenschaftlichen Beurteilung des Zustands des Weltklimas in 
den IPCC-Berichten sind auch die im Kyoto-Protokoll vorgesehenen Schritte zur Bekampfung 
der Klimawandels unzureichend. 79 Auch wenn die Reduzierungsziele des Protokolls 
vollkommen erreicht werden, würde dies eine Reduktion um lediglich 5% der Emissionen 
der Industriestaaten erbringen. ln der Tat sind einige Wissenschaftler der Ansicht, GHG­
Emissionen müssten um mindestens 60% reduziert werden, um den heutigen Stand der 
Konzentration in der Atmosphare zu stabilisieren und somit das Chaos im globalen 
klimatischen System zu verhindem.80 

Auch der im Protokoll vorgesehene Handel mit Emissionszertifikaten wird vom 
Schrifttum kritisiert. Bei der Auslegungvon Art. 3 Nr. 10/11 i.Vm. Art. 6 falle insbesondere 
ins Gewicht, dass für Staaten, die sich im Übergang zur Marktwirtschaft befinden, ein von 
1990 abweichendes Basisjahr festgelegtwird (Art. 3 Nr. 5 de Kyoto-Protokolls). Das kann 
zur Folge haben, dass beispielsweise die Russische Foderation, der nach Anhang B des 
Protokolls keine Reduzierungspflicht obliegt und die schon 1990 infolge des 
Zusammenbruchs ihre Treibhausgase um 30% gegenüber einem früheren Basisjahr gesenkt 
hat, nun Gutscheine für Emissionen verkaufen kann, die nie entstanden sind. 81 

Die starkste Kritik am Protokoll betrifft jedoch die Ausnahme aller 
Entwicklungslander von Reduktionspflichten, ebenso wie seine fehlende Nichtratifizierung 
durch die Vereinigten Staaten. Die USA, welche weltweit für ein Viertel der GHG-Emissionen 
verantwortlich sind, verweigem immer noch eine Ratifizierung des Kyoto-Protokolls. 
Hauptargument dafür ist die Abwesenheit von konkreten Verpfhchtungen (Art. 3 des 
Protokolls) für Schwellenlander, vor allem China und Indien: Solange diese Staaten, die für 
einen groílen Anzahl von Emissionen verantwortlich sind, keine Verpflichtungen haben, 
sollten dasselbe auch für die USA gelten82

, so der -1\nsicht der Vereinigten Staaten. 8" 

,; RaJamani, S 130 
7J Kellersmann, S. 155 

8J Harris, The European Union and Environmental Change, S. 314. 
81 

Kellersmann, S 155. Der selben AnsichtistTI1oms, S. 821: Toe actual reduction achieved will be evenlower thatit appears from 
the face of the agreement dueto "hot a.ir" trading. Under the Kyoto Pro toco!, Russia and the Ukraine are permitted to increase 
emissions 50% and 120% respectively from their current depressed leveis. Because neither nation is expected to come closer 
to such increases, they will automatically achieve surplus "reductions" available for emissions tradiug These ''hot a.ir" credits 
can be purchased by a nation such as J apan as an alterna.tive to reducing emissions; tlms, both nations will meet their Kyoto 
target witl10ut implementing any real greenhouse has reduction measures. 

&e Halvorssen, S. 250 

si Die Resolution 98 des US~Senats am 25. Juli 1997 gab vor, dass ein Protokoll, das neue Verpflichtungen für die Industriestaaten 
enthalt, nur ratifiziert wird, falis es auch zu Lasten der Entwicklungsli:inder Reduzierungsverpflichtungen vorsieht, und zwar 
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Wahrenddessen argumentieren die Schwellenlander, welche immerhin ihre 
wirtschaftliche Entwicklung auf Kosten der Umwelt vorantreiben und tatsachlich bereits zu 
den groBten Treibhausgasemitenten der Welt zahlen,84dass solange die USA nicht 
Vertragspartei des Protokolls seien, sie eben auch keine Vereinbarung über 
Reduktierungsverbindlichkeiten treffen werden.85 China beruft sich auílerdem nach wie vor 
auf die historische Verantwortung der Industriestaaten für den heutigen Stand des globalen 
I<limas und versucht auf diese Weise,, sein Recht auf schnelle w1d umweltunfreundliche 
Industrialisierung zu rechtfertigen. 86 87 

Jedes Klimaschutzregime, das es nicht schafft, den USA und auch den 
Entwicklungslandem Reduktionsverpflichtungen aufzuerlegen, ist zwn Scheitem verurteilt, 
und zwar sowohl aus wissenschaftlichen als auch aus politischen Gründen.88 Jedoch gilt es 
auch zu bedenken, dass auch dann, wenn die USA das Protokoll ratifizieren würden, die 
Emissionsreduzierungen sich nicht wesentlich auf das klimatische System auswirken würden: 
Wie bereits erwahnt, ist die nach dem Protokoll vereinbarte Reduktion von 5,2% weit 
entfemt von den 60% bis 80%, die nach Affassung des IPCC notwendig waren, um die 
I<limakatastrophe zu verhindem.89 ln jedem Fall ist die Geschichte des Kyoto-Protokolls 
ohne die US-Ratifizierung noch weiter von einem glücklichen Ende entfemt. Denn dies 
erlaubt mehreren Vertragsparteien die Erfüllung ihrer Verplichtungen durd1 das hot air trading. 90 

V. BEWERTUNG UND AUSBLICK 

Wie gezeigt, reichen die gegenwartigen Instrumente nicht aus, um eine ausreichende 
Bekampfung des klimatischen Problems zu gewahrleisten. Denn allein konnen die 
Industriestaaten das Problem nicht losen.91 Diese Erkenntnis berührt auch das Konzept der 

innerlrnlb des gleichen Verpflichtungszeitraruns Aus dieser Zurückhaltung Li.sst sich der Schluss ziehen, dass eine prinzipielle 
Rechtspflicht für eine D1fferenzierung zwischen EntwicklungsLi.ndern und Industriestaaten und damit eine Pfücht zur 
Anwendung des Konzepts der gemeinsamen, aber tulterschiedlichen Verantwortlichkeiten nicht anerkannt wird (Kellersmann, 
S 326 /327). V gi. dazu Harris, Paul G .. "Common but differentiated responsibility the Kyoto Protocol and United States 
Policy", in NYU Environmental Law Journal 7 (1999), S 35ff Harris ist der Ansicht, "the US. gote-r'nment accepted anel actm!J 
promoteel the CBDRpnnctple zn the clima/e change negotzatzons'' (S. 36). 

91 China belegt bereits den zweiten Platz; innerhalb weniger J ahrzehnte wird es sogar den Ersten besitzen (Harris, TI1e European 
Union and Environmental Change, S. 315). Vgl. hierzu Reuters: China says impact of climate change clearer daily, 01.06.2007 

ffi Halvorssen, S 250. Siehe hierzuReuters "India to resistBush pressure on global warming", YP Rajesh, 03.06.2007 
1t TI1e New York Times, "China Is sues Plan on Global Warming, Re1ecting Mandatory Caps 011 Greenhouse Gases",Jim Ardley 

undAndrewC Revkin, 05.06.2007;Reuters· "Chinashrugs offEU calls forclimate change action", 29.05.2007;Reuters: "China 
set to confront climate change, defend growth", Chris Buckley, 03.06.2007; Toe Guardian: "China unveils climate change 
plan", Jonatban Watts, 04.062007; BBC "China climate stance challenges UK" tu1d "China tmveils climate change plan", 
04 062007; Reuters "Experts react to China's chmate change plan", 04.062007 

PJ Dana.eh lisst es sich fragen: !17,lj ire eier solie the clzmate change problem 1nth this approa,h? I: this the lega0 we 1nll leaie for the fature 
generatzons? W"hen jlocd, dmught, anel famme take hold across thep!anet thf:y 1nll ask, JJhat 1rere thry thznkzn,~? The sczentzfic communt() has guen 
enough 1rarnzng to indzcafe that drastzc actwn neeels to be take (Halvorssen, S 250) 

ai On a scientific leve!, emissions from either the United States or a nrunber of developing nations can easily overcome any 
progress achieved by the climate change regime The United States 1s one of the largest emitters of greenhouse gases, and tl1e 
IPCC expects greenhouse gas emissions from developing nations to exceed those from industrialized nations sometime 
between 2015 and 2020. Politically, without binding limits 011 either the l!nited States or developing nations, parties to lhe 
protocol will be reluctant to agree to further emissions cuts dueto competitiveness concerns.(TI10ms, S. 822) 

a, Childs, S 235: The JÇ;oto Pmtocol's current effectzteness tn slo11zngglobal 1rarmzng zsfar less than a drcJp tn the bucket It ts a drop tn the ocean 
m TI1oms, S. 821 
91 Harris, Toe European Union and Environmental Change, S 315 
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gemeinsamen, aber differenzierten Verantwortlichkeit von Industriestaaten und 
Entwicklungslandem und seine Niederlegung in den intemationalen Instrumenten, nanilich 
der UNFCCC und des daraus resultierenden Kyoto-Protokolls. Somit muss das Konzept 
der CBDR überdacht werden. 

Es zeigt sich, dass das Konzept der CBDR eingeschrankt werden muss. 
Erstens sollte es nur für einem Zeitraum gelten, der den Entwicklungslandem ausreicht, wn 
das gleiche Wachstumsniveau der Industriestaaten zu erzielen, wahrend sie sich gleichzeitig 
am Umweltschutz beteiligen. Dagegen sollte nicht beabsichtigt sein, ein permanentes und 
statisches Arrangement zu instituieren. Sobald die Unterschiede zwischen beiden 
Staatengruppen nicht mehr vorliegen, muss auch die ungleiche Behandlung aufhoren. 

Zweitens darf das Konzept der CBDR nicht mit dem Ziel und dem Zweck des 
jeweiligen Abkommens unvereinbar sein. Führt die Implementierung des Konzepts zu 
einer Behinderung des Ziels und des Zwecks des Abkommens, dann bedarf das Konzept 
einer Korrektur. 92 Im Fall des Kyoto-Protokolls bedeutet dies, dass wenn das Konzept der 
CBDR, welche die Befreiung aller Entwicklungslandem von konkreten Reduktionspflichten 
zugrundelegt, nicht zu einer Verbesserung bzw. Stabilisierung der THG-Konzentrationen 
in der Atmosphare beitragen kann - welche eigentlich Ziel des Protokolls ist -, dann muss 
das Konzept anders strukturiert werden. 

Eine der vom Schrifttum vorgesehenen Losungsmoglichkeiten ist die Einraumung 
von Reduzionszielen (absolute compliance norms) allen Entwicklungslandern. Vorteil dieser 
Losung ist es, dass alle Entwicklungslander den Weg eines umweltfreundlichen Wachstum 
gehen würden, ,,obiianting the necessi!J ef re-addressing this problem in twen!J years". 93 Jedoch ist 
diese .A.ltemative schwer durchführbar: less developed countries konnten nicht eine solche 
Verantwortung übemehmen, denn die Losung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Pro bleme 
solle zu Recht bevorzugt werden. 

Schon eher praktikabel erscheint die Einbeziehung von Schwellenlandem in die 
Reduktionspflichten ab 2012. Es gehtum die Schaffungeinerneuen Liste (Annex C) neben 
der Annex1-Liste des Kyoto-Protokolls und eines Annex C Mitigation Fund, wodurch 
Schwellenlandem wie China, Indien, Brasilien, Südafrika und Mexiko (aber auch Südkorea 
und Taiwan, Singapur, Argentinien, Israel, Chile) Reduktionsprozentwerte eingesetzt 
würden. Diese neue Liste (Annex C) stünde im Einklangmitdem Konzeptder gemeinsamen, 
aber differenzierten Verantwortlichkeit. Die Liste ware auch mit dem Ziel und Zweck der 
UNFCCC und des Kyoto-Protocolls vereinbar, wahrend es gleichzeitig die nachhaltige 
Entwicklung fordem würde. Somit würden die Hauptinteressen der Entwicklungslander, 
wie z.B. wirtschaftliches Wachstum und Beseitigung der Armut mit dem Hauptinteresse der 
Industriestaaten, dem Klimaschutz, in Einklang gebracht.94 

T Halvorssen, S. 255; S. 259 If the ma1or GHG-errutti11g developing cotu1tries are not given binding reduction commitments, the 
CBDR principie will have been taken beyond the limits of tlie ob1ect ai1d purpose of tlie Climate Convention 

"' Weisslitz,S. 476 
"' Halvorssen, S. 251 / 252 
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Durch den Annex C Mitigation Fund, welcher beispielsweise durch eine intemati.onale 
Privatbank geleitet werden konnte95

, würden die Schwellenlander zunachst in die Lage versetzt, 
ihre jeweiligen Reduzierungsziele zu erreichen, ohne ihr wirtschaftliches Wachstum tiefgreifend 
abbremsen zu müssen. 96Indem sich neue Entwicklungslander auf den Wege der 
Industrialisierung machen und ihre Emissionen ansteigen, würden diese Lander in die neue 
Liste hineingeschoben, sodass sie zusatzliche fünf Jahren für die Erreichung ihrer 
Reduzierungspflichten hatten.97 

Mit der Schaffung dieser neuen Liste im Kyoto-Protokoll konnten die USA (und 
auch Australien) die Rati.fizierung des Kyoto-Protokolls nicht mehr mit dem Argument 
ablehnen, dass Lander wie China und Indien nach dem Protokoll keine 
Emissionsreduzierungspflichten treffen. 98 Von den least developed countries wird ledighch 
erwartet, dass sie gemaíl ihrer jeweiligen Leist:ungsfahigkeiten freiwillige Reduzierungspflichten 
eingehen und hauptsachhch, dass sie die Forderungsmittel zur Beseitigung der .1\uswirkungen 
des I<limawandels erhalten und diese anwenden.99 

q; Halvorssen, S 261 
'" Halvorssen, S. 248 
w Halvorssen,S. 259 /260 

Looking at the planetas a whole, it makes no dijference where the GHGs are reduced, 
because the atmosphere is one global .rystem with no borders. 100 

<B Halvorssen, S 263. Die Bundestaaten Kalifornien und N ew Jersey sind bereits freiwillige neue Reduktionsziele eingegangen 
Siehe hierzu Reuters: "New Jersey governar signs toughest U.S. carbon law", Timothy Gardner, 06.07.2007; Reuters 
"Schwarzenegger, Ban cal! for action on climate", Deborah Zabarenko, 24.09 2007; Reuters: "Schwarzenegger urges U.N. to 
move on climate change",.JeffMason, 24.09.2007 

w Harris, EU, S. 326 
l/Xl Halvorssen, S. 257 
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DAs VoRSORGEPRINZIP IM VõLKERRECHT1 

Felipe Rocha dos Santos2 

Einleitung 
Bei der Handlung von Umweltgefahrdungen und Informationsmangel war es lange 

die traditi.onelle Losung der Staaten, auf den Beweis von tatsachhchem Schaden zu warten, 
bevor akti.ve Korrekturma13nahmen ergriffen werden, und Vorbeugungsmaílnahmen auf 
bekanntlich schadliche Tatigkeiten zu beschranken (das so genannte assimilative capaciçy approach).3 

Kurz gesagt, die ,,assimilative Kapazitat" entspricht der Vermutung, dass die Umwelt 
die Fahigkeit habe, Abfallprodukte bis zum Gegenbeweis ohne nachteilige Folgen absorbieren 
zu konnen. 4 

Ein solcher Gedanke setztvoraus, dass die Wissenschaft Gefahrdungen der Umwelt 
genau voraussagen und die entsprechenden technischen Losungen nach einer solchen 
Prognose anbieten kann, um die Gefahren abzuschwachen. Es wird angenommen, dass es 
wissenschafltich effizienter ist, erst nach der Ermittlung des Schadens zu agieren.5 

Allerdings hat die Vormacht dieses Verhaltens im internationalen Recht haufig zu 
ineffizienten Ergebnissen geführt, die ungünsti.ge Nachwirkungen für die Umwelt ausgelost 
haben. Deswegen haben sich im Laufe der Zeit vorsorgende Einstellungen entwickelt, 
hauptsachhch seit den 1970en J ahren, um praventi.ve Ma13nahmen auch dann zu bevorzugen, 
wenn die Schadlichkeit noch nicht wissenschaftlich ermittelt wurde.6 

Der neue vorsorgende Gedanke basiert auf ganz verschiedenen Pramissen, wie der 
Verwundbarkeit der Umwelt, der Beschrankung der \Vissenschaft in Bezug auf genaue 
Prognosen von Umweltrisiken, und der Verfügbarkeit über altemati.ve lmd weniger schadliche 
Techniken. Das stellt im Umweltvolkerrecht einen Paradigmenwechsel dar, weil solche 
Voraussetzungen nicht wissenschaftlich und anthropozentrisch, sondem hauptsachhch 
umwelt-zentrisch gepragt sind.7 

1 Artigo originalmente escnto e apresentado em forma de seminário no âmbito da disciplina "Seminário de Direito Internacional 
Público sobre o Regime de Proteção do Clima" (Volkerrechtliches Seminar zum Klimaschutzregime), ministrada pelo Prof 
Dr. TI1ilo Marauhn, M. Phil., durante o Semestre de Veríio de 2007 na UniversidadeJustus-L1ebigde GieBen, Alemanha Qustus­
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